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Zur Diskussion

Schadenersatzpflicht der LPG 
bei Arbeitsunfall
von Genossenschaftsmitgliedern

Dem Gesundheits-, Arbeite- und Brandschutz sowie der 
Gewährleistung von Ordnung und Sicherheit ist auch im 
Bereich der sozialistischen Landwirtschaft große Aufmerk­
samkeit zuzuwenden, denn der Schutz der Gesundheit und 
der Arbeitskraft der Arbeiter und Genossenschaftsbauern 
sowie der Schutz des genossenschaftlichen Eigentums sind 
wichtige Voraussetzungen zur Gewährleistung einer kon­
tinuierlichen Produktion und für ein effektives Wirtschaf­
ten.1 Deshalb obliegen sowohl den Leitungen der LPGs als 
auch den Arbeitern und Genossenschaftsbauern selbst auf 
diesem Gebiet konkrete Aufgaben.2 Arbeitsunfälle und an­
dere Schadensereignisse sind sofort zu untersuchen und 
zu melden. Ihre Ursachen,und begünstigenden Bedingun­
gen sind unverzüglich zu beseitigen.

Arbeitsunfall im Zusammenhang
mit der versicherungspflichtigen Tätigkeit

Die soziale Sicherstellung der Genossenschaftsbauern bei 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten erfolgt über die 
Gewährung von Leistungen im Rahmen der Sozialpflicht­
versicherung.3 Diese Leistungen werden gewährt, wenn ein 
Arbeitsunfall bzw. eine Berufskrankheit als solche aner­
kannt werden. Für die Genossenschaftsmitglieder wird der 
Arbeitsunfall in § 90 Abs. 1 der VO über die Sozialversiche­
rung bei der Staatlichen Versicherung der DDR definiert 
als .. die Verletzung eines Versicherten im Zusammen­
hang mit der Ausübung seiner v e r s i c h e r u n g s ­
p f l i c h t i g e n  Tätigkeit“. Hierbei wird also der Ver­
sicherungscharakter in den Vordergrund gerückt. Diese Be­
sonderheit in der Begriffsbestimmung des Arbeitsunfalls 
für Genossenschaftsmitglieder hat auch für die Einschrän­
kung der Schadenersatzpflicht der LPG Bedeutung.

Hat ein Genossenschaftsmitglied im Zusammenhang mit 
dem Arbeitsprozeß einen Arbeitsunfall oder eine Berufs­
krankheit erlitten und ist ihm hierbei ein Schaden ent­
standen, der durch die Leistungen aus der Sozialpflicht­
versicherung nicht abgedeckt wird, so ist die LPG gemäß 
Ziff. 59 Abs. 2 MSt schadenersatzpflichtig. Diese dem AGB 
angeglichene erstmalige Regelung im LPG-Recht stellt 
nunmehr die Genossenschaftsmitglieder mit den Arbeitern 
gleich. Bis zu ihrem Erlaß erfolgte die analoge Anwen­
dung des Arbeitsrechts auf derartige Ansprüche der Genos­
senschaftsbauern im Wege der Rechtsprechung.4 Ziffer 59 
Abs. 2 Satz 1 MSt legt die Schadenersatzpflicht der LPG 
grundsätzlich für jeden Arbeitsunfall und für jede Berufs­
krankheit fest. Es wird nicht verlangt, daß diese durch eine 
Pflichtverletzung der LPG verursacht wurden.5 Das be­
deutet, daß mit der Anerkennung eines Arbeitsunfalls oder 
einer Berufskrankheit die Schadenersatzpflicht der LPG

begründet wird. Es muß sich aber um einen Arbeitsunfall 
„im Zusammenhang mit dem Arbeitsprozeß“ handeln 
(Ziff. 59 Abs. 2 Satz 1 MSt).

Eine Befreiung von der Schadenersatzpflicht der LPG 
tritt nach Ziff. 59 Abs. 2 Satz 2 MSt dann ein, wenn der 
Genossenschaftsbauer „trotz ordnungsgemäßer Belehrung, 
Unterweisung und Kontrolle aus grober Mißachtung seiner 
Pflichten im Gesundheits- und Arbeitsschutz diese vor­
sätzlich verletzt“ hat und dadurch der Arbeitsunfall her­
beigeführt wurde. In diesen Fällen ist jedoch zu prüfen, 
ob die Genossenschaft ebenfalls eine Ursache für den Ar­
beitsunfall gesetzt hat (Ziff. 59 Abs. 2 Satz 2 letzter Teil­
satz MSt). Ist das zu bejahen, wird sie nicht von ihrer 
Schadenersatzpflicht befreit

Wegeunfall und Unfall bei organisierter Tätigkeit

Sowohl im Arbeitsrecht als auch im LPG-Recht sind der 
Wegeunfall und der Unfall bei organisierter gesellschaft­
licher, kultureller oder sportlicher Tätigkeit (§ 220 Abs. 2 
und 3 AGB; § 90 Abs. 2 und 4 der VO über die Sozialver­
sicherung bei der Staatlichen Versicherung der DDR) 
grundsätzlich nicht in die Schadenersatzregelung einge- 
Schlossen6, während sie sozialversicherungsrechtlich den 
Arbeitsunfällen in vollem Umfang gleichgestellt sind. Einen 
Schadenersatzanspruch gegenüber der LPG könnte ein 
Mitglied u. U. aber aus Ziff. 59 Abs. 1 MSt („allgemeine“ 
Schadenersatzpflicht der LPG) ableiten, wenn nämlich 
Pflichtverletzungen der LPG zu einem solchen Unfall ge­
führt haben.

Unfall während der Arbeit
in der persönlichen Hauswirtschaft

Das Genossenschaftsmitglied ist bei einem Unfall während 
der Arbeit in der persönlichen Hauswirtschaft versiche­
rungsrechtlich geschützt, da mit § 90 Abs. 3 der VO über 
die Sozialversicherung bei der Staatlichen Versicherung der 
DDR ausdrücklich solche Unfälle, die sich während der Ver­
sorgung der persönlichen Hauswirtschaft ereignen, den Ar- 
bedtsunfällen gleichgestellt werden.

Im Zusammenhang mit der Delegierung von Genossen­
schaftsmitgliedern in einen anderen Betrieb ergeben sich 
bei einem Arbeitsunfall in der persönlichen Hauswirtschaft 
folgende Varianten:

a) Bei der Delegierung eines Genossenschaftsbauern in 
einen anderen Landwirtschaftsbetrieb wird seine Leistung 
auch weiterhin von seiner LPG bezahlt, wobei — insbeson­
dere bei zeitweiliger Delegierung — diese Zahlungen zwi­
schen LPG und Betrieb verrechnet werden. Da der Genos­
senschaftsbauer in der Sozialversicherung bei der Staat­
lichen Versicherung der DDR versichert bleibt, steht ihm 
weiterhin der Versicherungsschutz gemäß § 90 Abs. 3 der 
VO über die Sozialversicherung bei der Staatlichen Ver­
sicherung der DDR zu.

b) Wird ein Genossenschaftsbauer für unbefristete Zeit
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waltungsrechtlichen Instituten innerhalb der Kriminalitäts­
bekämpfung.
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